
Beteiligung der Öffentlichkeit 
 

zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 26 
>Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer Straße< in Zörbig 

im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB 
vom 15.11.2023 bis 15.12.2023 

 

Wesentliche vorliegende, umweltbezogene Stellungnahmen 
 

 
Behörde / Träger 

 
Stellungnahme 
vom: 

 
      Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt  
 

" Referat 405 - Abwasser 
 

" Referat 407 - Naturschutz, Landschaftspflege, Bildung für 
nachhaltige Entwicklung 
 

" Referat 404 - Wasser 
 

" Referat 402 - Immissionsschutz 
 

 
 
 
16.11.2023 
 
27.10.2023 
 
 
07.11.2023 
 
16.11.2023 

 
      Landkreis Anhalt Bitterfeld   
 
       Landkreis Anhalt Bitterfeld 3 Bündelungsstelle 

 

" Untere Raumordnungsbehörde 

" Untere Wasserbehörde 

" Untere Immissionsschutzbehörde 

" Untere Abfallbehörde 

" Untere Altlast- und Bodenschutzbehörde 

" Untere Brandschutzbehörde 

" Untere Kampfmittelbehörde 

" Untere Bauordnungs- und Bauplanungsrechtsbehörde 

" Untere Denkmalschutzbehörde 

" Untere Kreisstraßenbehörde 

" Unteres Gesundheitswesen 
 

" Untere Naturschutzbehörde 
 

 
 
 
08.01.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
29.01.2024 

       
       Landesstraßenbaubehörde Regionalbereich Ost  
       Sachsen-Anhalt 
 

 
30.11.2023 

 
 Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt 

 
10.11.2023 

 

       
       Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt 

 
06.11.2023 

 
       Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Anhalt  

 
15.11.2023 
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Gloria Sparfeld Architekten und Ingenieure

Von: Tornack-Schneider, Runhild <Runhild.Tornack-Schneider@lvwa.sachsen-
anhalt.de>

Gesendet: Donnerstag, 16. November 2023 09:56
An: Gloria Sparfeld Architekten und Ingenieure
Betreff: TÖB Bebauungsplan Nr. 26 "Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer 

Straße / B 183" in Zörbig

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung
Kennzeichnungsstatus: Erledigt

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
durch das geplante Vorhaben werden keine abwassertechnischen Belange in Zuständigkeit des 
Referates 405 des Landesverwaltungsamtes berührt. 
 
 
 
 

Vorhaben: 
Bebauungsplan Nr. 26 "Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer Straße / B 183" in 
Zörbig 

Stadt: Zörbig 

Ortsteil: Zörbig 

Landkreis: Landkreis Anhalt-Bitterfeld 

Aktenzeichen: 21102/01-4257/2023.BP 

Kurzbezeichnung: Zörbig-4257/2023.BP-Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer Straße / B 183 

 

Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
 
 
Tornack-Schneider 
___________________________ 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
Referat 405 3 Abwasser 3 
Dienstgebäude Dessauer Straße 70 
06118 Halle (Saale) 
Tel.: (0345) 514-2839, Fax: -2798 
Mail: Runhild.Tornack@lvwa.sachsen-anhalt.de 
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Gloria Sparfeld Architekten und Ingenieure

Von: Kramer, Uwe <Uwe.Kramer@lvwa.sachsen-anhalt.de>

Gesendet: Freitag, 27. Oktober 2023 07:32

An: Gloria Sparfeld Architekten und Ingenieure

Betreff: Bebauungsplan Nr. 26 "Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer Straße 

/ B 183" in Zörbig

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung

Kennzeichnungsstatus: Erledigt

Sehr geehrte Frau Woitschach, 

 

das Referat 407 des Landesverwaltungsamtes nimmt zu o. g. Vorgang wie folgt Stellung: 

 
Belange des Naturschutzes und der Landscha#spûege werden vom Landkreis Anhalt-Bi)erfeld als zuständiger TÖB 

vertreten. 

 

Artenschutz 

Ich weise darauf hin, dass die artenschutzrechtlichen Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes nach § 39 

BNatSchG (Allgemeiner Schutz wildlebender Tiere und Pûanzen) und § 44 BNatSchG (Vorschri#en für besonders 

geschützte und bes7mmte andere Tier- und Pûanzenarten) einzuhalten sind. Artenschutzrechtliche Verstöße sind 

auszuschließen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Uwe Kramer 
Uwe Kramer 
Referat Naturschutz, Landschaftspflege, 
Bildung für nachhaltige Entwicklung 
Landesverwaltungsamt 
Dessauer Str. 70 
06118 Halle 
 
Tel.: (0345) 514 2617 
Fax: (0345) 514 2118 
E-Mail: uwe.kramer@lvwa.sachsen-anhalt.de 
 
Internet: http://www.lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/landwirtschaft-und-umwelt/naturschutz-landschaftspflege/ 
Facebook: www.facebook.com/natura2000lsa/ 
 

Sachsen-Anhalt. 
Hier macht das 

Bauhaus Schule. 
            #moderndenken 
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Gloria Sparfeld Architekten und Ingenieure

Von: Freiwald, Sophie <Sophie.Freiwald@lvwa.sachsen-anhalt.de>

Gesendet: Dienstag, 7. November 2023 11:11

An: Gloria Sparfeld Architekten und Ingenieure

Betreff: Beteiligung am Bebauungsplan Nr. 26 "Neuregelung Verkehrsanbindung 

Jeßnitzer Straße / B 183" in Zörbig

Sehr geehrte Frau Woitschach, 

 

im Rahmen der Beteiligung als Träger öûentlicher Belange teile ich Ihnen mit, dass durch den Bebauungsplan Nr. 

26 "Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer Straße / B 183" in Zörbig keine wahrzunehmenden Belange in 

Zuständigkeit des Referats 404 3 Wasser 3 berührt werden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
  
Sophie Freiwald 
-- 
Sophie Freiwald 
Referat Wasser 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
Dessauer Straße 70 
06118 Halle (Saale) 
 
Tel. : +49 345 514-2403 
E-Mail: Sophie.Freiwald@lvwa.sachsen-anhalt.de 
Internet: www.sachsen-anhalt.de 

_______________________________________________ 

Sachsen-Anhalt 
#moderndenken 
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Gloria Sparfeld Architekten und Ingenieure

Von: Freihube, Dietmar <Dietmar.Freihube@lvwa.sachsen-anhalt.de>

Gesendet: Donnerstag, 16. November 2023 14:58

An: Gloria Sparfeld Architekten und Ingenieure

Betreff: Bebauungsplan Nr. 26 "Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer Straße 

/ B 183" in Zörbig

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB 
Hier: Stellungnahme der oberen Immissionsschutzbehörde 
 
 

Vorhaben: 
Bebauungsplan Nr. 26 "Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer Straße / B 183" in 
Zörbig 

Stadt: Zörbig 

Ortsteil: Zörbig 

Landkreis: Landkreis Anhalt-Bitterfeld 

Aktenzeichen: 21102/01-4257/2023.BP 

Kurzbezeichnung: Zörbig-4257/2023.BP-Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer Straße / B 183 

 
 
Mit dem in Rede stehenden Bebauungsplan soll eine Anbindung der in Planung befindlichen Erweiterung 
des Gewerbegebietes >Thura Mark 2< an die Jeßnitzer Straße geschaffen und deren Anbindung an die 
B183 optimiert werden. 
 
Aus Sicht der oberen Immissionsschutzbehörde bestehen keine Bedenken. 
 
 
 
 
Dietmar Freihube 
Referat Immissionsschutz 
 
 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
Dessauer Straße 70 
06118 Halle (Saale) 
 
Tel.: 0345 514 2278 
Fax: 0345 514 2512 
E-Mail: dietmar.freihube@lvwa.sachsen-anhalt.de 

 

Sachsen-Anhalt. 
#moderndenken 

 



  

Der Landrat Landkreis 

     
Anhalt-Bitterfeld 11 JAN. 20% 

EINGEGANGEN 

Sparfeld Architekten 
  

Fachbereich: Bauordnung 

Landkreis Anhalt-Bitterield | 06359 Kêthen (Anhalt) 
ET Besucheradresse: (06749 Bitterfeld-Wolfen, OT Bitterfeld 

Rêhrenstrafse 33 

Sprechzeiten: Montag Geschlossen 

, Dienstag 09:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 18:00 Uhr 

Gloria Sparfeld Mittwocn Geschlossen 
F s Donnerstag 08:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 17:00 Uhr 

Ee EE Freitag 08-00 - 12:00 Ufir 
alberstadter Stralse sowie nach Vereinbarung 

Sprechzeiten der Montag 08:00 4 12:00 Uhr und 18:00 - 16:00 Uhr 
06112 Halle (Saale) Biirgeramter: Dienstag O8:00 4 12:00 Uhr und 13:00 4 18:00 Ur 

Mittwoch D8:00 4 13:00 Ur 
Dannerstag 08:00 - 12:00 Uhr und 13:00 4 17:00 Uhr 

  

Freitag O700 4 13:00 Uhir 
sowie nach Vereinbarung 

Bearbeitet von: Frau Rêschke 

Telefon: 03493/ 341 621 

Fax: 03493/ 341 589 

E-Mail": Kerstin.Roeschke@anhalt-bitterfeld.de 
Zimmer: 227 

Datum und Zeichen Ihres Anschreibens Mein Zeichen (bei Antworten immer angeben) Datum 

Az.: 63-02521-2023-52 08.01.2023 

  

Vorhaben Bebauungsplan Nr. 26 
"Neuregelung Verkehrsanbindung Jefsnitzer Strafe / B183" in Zérbig 
hier: Stellungnahme zum Vorentwurf 
  

  Grundstiick Zorbig, Zérbig, 4 

    
  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Beteiligungsverfahren nach $ 4 Abs. 1 BauGB* gebe ich als Trêger 6ffentlicher Belange nachfolgende 
gebiindelte Stellungnahme des Landkreises Anhalt-Bitterfeld ab. 

Mit dieser Stellungnahme wird den vorgeschriebenen Genehmigungs- und Zulassungsverfahren nicht 
vorgegriffen und es werden damit weder ëffentlich-rechtliche noch privatrechtliche Zustimmungen und 
Gestattungen erteilt. Meine Behêrde nimmt keine Vorabwagung vor. 

1. Raumordnung 

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Neugestaltung der 
Verkehrsanbindung der Jefsnitzer Strake an die B 183 am vorhandenen Knotenpunkt. In Abstimmung mit 
der Landesstrakenbaubehêrde Sachsen-Anhalt wurde ein Variantenvergleich zur mêglichen Neuregelung 
der Verkehrsanbindung erarbeitet. 

Das Plangebiet umfasst eine Gréfse von ca. 2,2 ha und wird nahezu vollst&ndig wirtschaftlich bzw. 
verkehrlich genutzt. Fr einen Teil der Flêche im B-Plan Nr. 26 besteht bereits Planungsrecht. Eine geringe 
Teilfldche des B-Plans Nr. 1/91 Gewerbe- und Industriegebiet ,Thura Mark" mit Planungsstand der 5. 
Anderung der Stadt Zérbig wird durch die Neuregelung der Verkehrsanbindung Gberlagernd tberplant 
werden. 

Von Seiten der Unteren Landesentwicklungsbehêrde des Landkreises Anhalt-Bitterfeld bestehen gegen das 
geplante Vorhaben keine Bedenken. 

  

Hauptsitz: und Hausanschrift der Kreisverwaltung Bankverbindung: 

Am Flugplatz 1 IBAN: DE72 8005 3722 0302 0069 07 
06366 Kêthen (Anhalt) BIC: NOLADEZ2IBTF 

Kreissparkasse Anhalt-Bitterfeld 

  

Internet: www.anhalt-bitterfeld.de 
E-Mail": post@anhalt-bitterfeld de 
<E-Mail-Adresse nur fr formlose Mitteilungen ohnie elektrische Signatur 

TATATAT Ei ar - Seite 1 von 9 
 



Daruber hinaus ergeht jedoch der Hinweis, dass Sie gem. $ 13 Abs. 1 Satz 2 LEntwG LSA* verpflichtet 

sind, raumbedeutsame Planungen und Mafinahmen anderer Planungs- und Vorhabentrêger, die Ihnen zur 

Anzeige oder zur Genehmigung eingereicht werden, der obersten Landesentwicklungsbehêrde umgehend 

mitzuteilen. Die Feststellung der Vereinbarkeit der oben genannten Planung/Mafinahme mit den Zielen der 

Raumordnung erfolgt dann durch die gem. $ 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntWG LSA zustêndige oberste 

Landesentwicklungsbehêrde nach $ 13 Abs. 2 LEntwG LSA. 

2. Umwelt- und Klimaschutz 

2.1 Wasserrecht 

Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen keine Einwande gegen vorliegenden B-Planentwurf. 

2.2 Immissionsschutz 

Gegen vorliegenden B-Planentwurf werden aus immissionsschutzrechtlicher Sicht keine Einwênde 
vorgetragen. 

2.3 Abfallrecht 

Seitens der unteren Abfallbehêrde bestehen keine Einwinde im Zusammenhang mit geplanten 
Bauvorhaben, wenn folgende Hinweise bericksichtigt werden: 

e Bel zukunftigen Bauvorhaben anfallende Abfalle sind generell einer ordnungsgemafien Entsorgung 
(Verwertung oder Beseitigung) zuzufhren (siehe $ 7 (Verwertung) bzw. $ 15 (Beseitigung) KrG*. 

e Beziglich der optischen Beurteilung, Beprobung, Untersuchung, Bewertung, Klassifizierung sowie 
Verwertung von anfallendem Bodenaushub sowie Bauschutt ist, soweit es sich um Abfall handelt 
(Entledigung beabsichtigt, Verunreinigung bekannt/sensorisch feststellbar) die 
Ersatzbaustoffverordnung* zu beachten. 

e lm Rahmen von ggf. erforderlichen Strafienaufbrucharbeiten sowie beim Aufbruch von bituminierten 
Geh-/Radwegen ist die Richtlinie Zur Verwertung mineralischer Abfalle im Straienbau in Sachsen- 
Anhalt vom 07.10.2005 in der aktuellen Fassung bezuglich der Bewertung und Verwertung von 
Ausbaustoffen zu beriicksichtigen. 

Hinsichtlich der Verwertung von Ausbaustoffen oder Asphaltgranulat mit teer-/pechtypischen 
Bestandteilen gelten im Strakenbau die RuVA-StB (Ausgabe 2001, Fassung 2005) einschlieflich der 
Ergênzenden Regelungen zu den RuVA-StB des LAS ST. 

e Beim geplanten Einbau von ortsfremdem Bodenaushub in Baugruben oder Leitungsgraben sollte 
vorzugswelse Material der Klasse BM-O/BG-O verwendet werden ($ 19 ErsatzbaustoffV). Beim Einsatz 
dieser Materialklasse sind nachteilige Ver&anderungen der Grundwasserbeschaffenheit und schadliche 
Bodenveranderungen nicht zu besorgen. Ab Mengen von * 200 t ist der Einbau des ortsfremden Bodens 
der Klasse BM-O/BG-O durch den Bauherr zu dokumentieren ($ 25 ErsatzbaustoffV). Beim Einsatz von 
Boden der Materialklassen BM-/BG-F1 bis BM-/BG-F3 sind spezifische Einbauvorgaben zu beachten 
und der Einbau ist zu dokumentieren. 

Fur die Zwischenlagerung am Herkunftsort sowie die anschlietende Umlagerung von nicht 
aufbereitetem (und nicht verunreinigtem) Bodenmaterial sowie die anschlieRende Wiedereinbringung 
des Aushubs innerhalb des Bereiches derselben Mafinahme gilt die ErsatzbaustoffV nicht, wenn es 
dabei nicht zu einer gualitativen Verschlechterung des Bodenmaterials kommt bzw. wenn vor Ort keine 
Aufbereitung vorgenommen worden ist. 

e Nach$8 der GewAbfV* sind die bei den Baumafinahmen anfallenden Bau- und Abbruchabfalle nach 
Abfallarten getrennt zu erfassen und ordnungsgemaf zu entsorgen. Diesbeztiglich zu beachten sind 
die Neuregelungen zum erweiterten Trennerfordernis der verschiedenen Abfallarten sowie zu den 
neugefassten Dokumentationspflichten dieser Getrennthaltung. 
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e Beim Einsatz von Recyclingmaterialien als Tragschicht unter bitumengebundener Deckschicht kênnen 

i.d.R. Materialien der Klassen RC-1 bis RC-3 verwendet werden, wenn die grundwasserfreie 
Sickerstrecke unterhalb der SchGttung grundsatzlich mindestens 0,6 bzw. 1,0 m betragt ($ 19 
ErsatzbaustoffV). 

Zur Herstellung einer Deckschicht ohne Bindemittel (z.B. geschotfterte Flêache) oder einer 

Bettungsschicht unter einer wasserdurchlêssigen Platten-/Pflasterbefestigung darf diesbezuglich in 
Gebieten mit hoch anstehendem Grundwasser, nur Betonrecycling der Materialklasse RC-1 oder 
Ziegelrecycling genutzt werden. 

e Der Einbau von Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke ist zu dokumentieren. Dazu dienen 

Lieferscheine des Verkaufers, aus denen die Materialklasse des Bodens bzw. Recyclingmaterials 
hervorgehen muss. Der Verwender / Bauherr ist verpflichtet diese Lieferscheine unverziglich nach 

Erhalt zusammenzufugen und mit einem Deckblatt nach dem Muster in Anlage 8 zu dokumentieren. 
Die Dokumentation ist so lange aufzubewahren, wie der jeweilige Ersatzbaustoff eingebaut ist ($ 25 

ErsatzbaustoffV) und auf Verlangen der unteren Abfallbehêrde vorzulegen. 

e Bei der Verwendung von G@ualitëten ab der Klasse 3 (Boden, Baggergut, Recyclingbaustoff (RC-3)) 

sowie generell bei einem Einbau in festgesetzten Wasserschutzgebieten ist der Einbau des 
Ersatzbaustoffs ab einem Gesamtvolumen von 250 m* vier Wochen vor Einbau bei der zustandigen 
Behêrde anzuzeigen und nach Abschluss der Baumafinahme final zu belegen. Dazu ist das Muster in 
Anlage 8 zu verwenden. 

e Es wird darauf hingewiesen, dass auch die Befêrderung von nicht gefahrlichen Abfallen (Erdaushub, 
Bauschutt etc.) gemali $ 53 KrG anzeigepflichtig ist. Die Anzeigenerstattung ist im $7 Abs. 1 
ADTAEV* geregelt. 

e Firdie abfallrechtliche Uberwachung ist gemên 8 32 Abs. 1 AbfG LSA* der Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
als untere Abfallbehêrde zustêandig. 

24 Altlasten/ Bodenschutz 

Von Seiten der unteren Bodenschutzbehêrde gibt es Zum o.g. Vorhaben keine Einwêande, wenn folgende 
Hinweise bericksichtigt werden: 

Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld verfagt als zustêndige untere Bodenschutzbehêrde auf Grundlage des $ 11 

BBodSchG= i.V.m $$ 9, 11 BodSchAG LSA* (ber ein flachendeckendes Kataster von altlastverdachtigen 
Flêchen und schadlichen Bodenveranderungen. 

Vorgesehen ist die Neuregelung der Verkehrsanbindung Jefinitzer Strafe/B 183. 

Im Altlastenkataster des Landkreises sind fur den Geltungsbereich des B-Planes keine 

Altastverdachtsflêachen registriert. Schêdliche Bodenverênderungen sind mir nicht bekannt. 

e Die baulichen Anlagen sind so zu errichten und zu nutzen, dass eine Gefahrdung des Bodens 

auszuschliefsen ist ($$ 4, 7 BBodSchG). Insbesondere die Lagerung und Tatigkeiten mit boden- 
und wassergefahrdenden Materialien haben so zu erfolgen, dass keine Verunreinigungen des 
Bodens entstehen kênnen. Bei Aushub- und Bohrarbeiten ist daher darauf zu achten, dass 

Baumaschinen gegen Tropfverluste sowie auslaufende Kraftstoffe und Ole gesichert sind und, dass 

Wartungs- und Reparaturarbeiten sowie die Betankung nur mit untergelegter Folie oder Wanne 
bzw. auf befestigten, hierfur vorgesehenen Flachen erfolgen. 

e Entsprechend $ 1 Abs.1 BodSchAG LSA ist mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umzugehen. Es sind Bodenversiegelungen auf das unbedingt notwendige Maf zu begrenzen. 
Vorrangig sind bereits versiegelte, sanierte, baulich verêanderte oder bebaute Flachen wieder zu 
nutzen. 

e  Sollte im Rahmen der Mafinahme ein Einbringen von (Boden-)Materialien auf oder in den Boden 
im Rahmen einer bodenahnlichen Anwendung (z.B. landschafts- und gartenbauliche 
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Gestaltungsmafinahmen, Herstellung einer Gelêndeoberfi#che nach baulichen Eingriffen in den 
Untergrund) vorgesehen sein, dann sind neben den allgemeinen Anforderungen gemaf & 6 
BBodSchV* insbesondere 

- die zusatzlichen Anforderungen an das Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in eine 
durchwurzelbare Bodenschicht gemaf $ 7 BBodSchV sowie 

- die zusêtzlichen Anforderungen an das Auf- oder Einbringen von Materialien unterhalb oder 
aufserhalb einer durchwurzelbaren Bodenschicht gemêf: $ 8 BBodSchV 

einzuhalten. 

Mit der Neufassung der BBodSchV wurde u.a. das Auf- und Einbringen von Materialien auf und in den 
Boden ab 01.08.2023 neu geregelt. Zur Erleichterung der Anwendung dieser neuen Anforderungen 
verweise ich auf die Vollzugshilfe zu 88 6 - 8 BBodSchV der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft 
Bodenschutz (LABO). 

e  Sollte im Rahmen der Mafinahme ein Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische 
Bauwerke (Z.B. Strafsen, VWege, Plêtze, Leitungsgraben, befestigte Lagerflëchen, Unterbau von 
Fundamenten, DêaAmme/Schutzwêlle) vorgesehen sein, dann sind zudem die Anforderungen der 
ErsatzbaustoffV"* einzuhalten. Hierzu wird auf die abfalirechtliche Stellungnahme verwiesen. 

e Gemaft $ 6 Abs. 9 und 10 BBodSchV sind beim Auf- oder Einbringen oder der Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht sowie beim Um- oder Zwischenlagern von Materialien 
Verdichtungen, Vernêssungen und sonstige nachteilige Einwirkungen auf den Boden durch 
geeignete Mafinahmen zu vermeiden oder wirksam zu vermindem. Zudem sind die Anforderungen 
an einen guten Bodenaufbau und ein stabiles Bodengefuge zu beachten. Die verwendeten 
Materialien mussen unter Berucksichtigung des jeweiligen Ortes des Auf- oder Einbringens 
geeignet sein, die far den Standort erforderlichen Bodenfunktionen sowie die chemischen und 
physikalischen Eigenschaften des Bodens zu sichern oder herzustellen. Die entsprechenden 
Anforderungen der DIN 19639, der DIN 19731 und der DIN 18915 sind zu beachten. 

e Gemaf$ 6 Abs. 5 BBodSchV sind Materialien, die auf oder in den Boden oder Zur Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht auf- oder eingebracht werden sollen, spatestens vor dem Auf- oder 
Einbringen zu untersuchen oder untersuchen zu lassen, soweit dies nicht bereits erfolgt ist. Die 
Materialien sind mindestens auf die in Anlage 1 Tab. 1 und 2 BBodSchV aufgefihrten Stoffe 
analytisch zu untersuchen. Liegen Anhaltspunkte vor, dass die Materialien erhêhte Gehalte weiterer 
Stoffe aufweisen, ist auf diese zusêtzlich analytisch zu untersuchen. 

e Die Probennahmen und -analysen haben gemaf Abschnitt 4 i.V.m. mit Anlage 3 BBodSchV zu 
erfolgen. Gemaf $ 19 Abs. 1 BBodSchV sind Probennahmen von Sachverstandigen im Sinne des 
$ 18 BBodSchG oder Personen mit vergleichbarer Sachkunde zu entwickeln und zu begrinden, zu 
begleiten und zu dokumentieren. Die Probennahme ist von einer nach DIN EN ISO/IEC 17025 oder 
DIN EN ISO/IEC 17020 akkreditierten oder nach Regelungen der Lander gemaf $ 18 Satz 2 
BBodSchG notifizierten Untersuchungsstelle durchzuftinren. Diese sich aus $ 19 Abs. 1 BBodSchV 
ergebenden allgemeinen Anforderungen an die Probennahme sind geman $ 28 Abs.2 BBodSchV 
ab dem 1. August 2028 einzuhalten. 

e lm Rahmen des Auf- oder Einbringens von Materialien auf oder in eine durchwurzelbare 
Bodenschicht gemaf $$ 6 bzw. 7 BBodSchV darf nur Bodenmaterial / Baggergut mit max. 10 Vol.- 
% mineralischer Fremdbestandteile verwendet werden, welches die Vorsorgewerte nach Anlage 1 
Tab. 1 und 2 BBodSchV einhalt. Zulêssig ist auch Material, welches gemaf ErsatzbaustoffV als 
Bodenmaterial oder Baggergut der Klasse 0 (BM-O / BG-O) klassifiziert wurde. 

e Im Rahmen des Auf- und Einbringens von Materialien unterhalb oder auRerhalb einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht gemaf $$ 6 bzw. 8 BBodSchV darf nur Bodenmaterial (ohne 
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Oberboden) / Baggergut mit max. 10 Vol.-% mineralischer Fremdbestandteile verwendet werden, 
welches die Vorsorgewerte nach Anlage 1 Tab. 1, 2 bzw. 4 BBodSchV einhalt. Zulêssig ist auch 
Material, welches gemals ErsatzbaustoffV als Bodenmaterial oder Baggergut der Klasse 0 (BM-O / 
BG-0) und ggf. der Klasse 0* (BM-O* / BG-O*) klassifiziert wurde. 

Gemafs $ 6 Abs.6 BBodSchV kann von einer analytischen Untersuchung von Bodenmaterial und 
Baggergut abgesehen werden, wenn: 

- sich bei einer Vorerkundung keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Materialien die 
Vorsorgewerte nach Anlage 1 Tab. 1 und 2 BBodSchV tberschreiten und keine Hinweise auf 
weitere Belastungen der Materialien vorliegen, 

- die im Rahmen der jeweiligen Malinahme angefallene Menge nicht mehr als 500 Kubikmeter 
betragt, 

- die Materialien am Herkunftsort oder in dessen r&umlichen Umfeld umgelagert werden, das 
Vorliegen einer Altlast oder sonstigen schadlichen Bodenveranderung aufgrund von 
Schadstoffgehalten auszuschliefien ist und durch die Umlagerung das Entstehen einer 
schêdlichen Bodenveranderung nicht zu besorgen ist. 

Gemaf: $ 6 Abs.8 BBodSchV ist das Auf- oder Einbringen von Materialien in einem Volumen von 
mehr als 500 Kubikmetern der unteren Bodenschutzbehêrde mindestens zwei Wochen vor Beginn 
der Auf- oder Einbringungsmafinahme unter Angabe der Lage der Auf- oder Einbringungsflache, 
der Art und Menge der Materialien sowie des Zwecks der Mafinahme anzuzeigen. 

Gemaf: $ 6 Abs.7 BBodSchV sind die Untersuchungsergebnisse oder das Vorliegen der 
Voraussetzungen des Verzichts auf Untersuchungen spatestens vor dem Auf- oder Einbringen zu 
dokumentieren. Die Dokumente sind nach Beendigung der Auf- oder Einbringungsmafnahme zehn 
Jahre aufzubewahren und der unteren Bodenschutzbehêrde auf Verlangen vorzulegen. 

Die weiteren Ausnahme- und Sonderregelungen fur das Auf- und Einbringen von Materialien auf 
oder in den Boden gemaf $ 6 Abs.3, 4, 6 und $ 7 Abs.3, 6, 7 sowie $ 8 Abs.5, 6, 7 BBodSchV sind 
entsprechiend zu bericksichtigen. 

Gemals $ 26 BBodSchV handelt ordnungswidrig i.S.d. $ 26 Abs. 1 Nr. 1 BBodSchG, wer vorsatzlich 
oder fahrlêssig gegen die genannten Bestimmungen der $$ 6, 7 und 8 BBodSchV verstêRt. 
Entsprechend $ 26 Abs. 2 BBodSchG kênnen Ordnungswidrigkeiten in diesen Fallen mit einer 
Geldbufte bis zu zehntausend Euro geahndet werden. 

Auf Grundlage des $ 10 Abs.1 iV.m. $ 4 Abs.3 BBodSchG iV.m. $$ 6 4 8 BBodSchV kann die 
untere Bodenschutzbehêrde bei Nichteinhaltung der Anforderungen gaf. Anordnungen zur 
Untersagung des Ein- oder Aufbringens von Materialien oder der Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht, Anordnungen zur Beseitigung von in den Boden aut- oder 
eingebrachten Materialien bzw. Anordnungen zur Gefahrenabwehr treffen. 

Folgendes ist bei der Realisierung zu beachten: 

1. Sollten sich bei Erdarbeiten organoleptische (optische oder geruchliche) Auffalligkeiten im Boden 
Zelgen bzw. ergeben sich Hinweise auf schêdliche Bodenveranderungen oder Alflasten, ist die untere 
Bodenschutzbehêrde unverziglich zu informieren. 

Im Rahmen der Baumafinahmen hat eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 zu erfolgen, 
wenn auf einer Flê&che von mehr als 3.000 m* Materialien auf oder in die durchwurzelbare Bodenschicht 
auf- oder eingebracht werden, Bodenmaterial aus dem Ober- oder Unterboden ausgehoben oder 
abgeschoben wird oder der Ober- und Unterboden dauerhaft oder vorlibergehend vollstêndig oder 
teilweise verdichtet wird. 
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Begrindung 

Zu 1. Nach $ 7 BBodSchG ist der Grundstickseigentimer, der Inhaber der tatsêchlichen Gewalt Gber ein 
Grundstuck und derjenige, der Verrichtungen auf einem Grundstick durchfhrt oder durchftihren lêsst, die 
zu Verênderungen der Bodenbeschaffenheit fuhren kênnen, verpflichtet, Vorsorge gegen das Entstehen 
schadlicher Bodenverênderungen zu treffen. Vorsorgemafinahmen sind geboten, wenn wegen der 
raumlichen, langfristigen oder komplexen Auswirkungen einer Nutzung auf die Bodenfunktionen die 
Besorgnis einer schêdlichen Bodenver&nderung besteht Zur Erfullung der Vorsorgepflicht sind 
Bodeneinwirkungen zu vermeiden oder zu vermindern, soweit dies auch im Hinblick auf den Zweck der 
Nutzung des Grundsticks verhaltnismanig ist. 

Gemaf $ 4 BBodSchG sind der Grundstuickseigentimer und der Inhaber der tatsachlichen Gewalt Gber ein 
Grundstick verpflichtet, Mafinahmen zur Abwehr der von ihrem Grundstuck drohenden schadlichen 
Bodenverênderungen zu ergreifen. 
Gemals $ 2 Abs.1 BodSchAG LSA hat die zustêndige Behêrde dariiber zu wachen, dass die Vorschriften 
des BBodSchG, des BodSchAG LSA sowie der BBodSchV eingehalten und auferlegte Verpflichtungen 
erfullt werden. 

Nach $ 3 BodSchAG LSA sind der zustëndigen Behêrde alle Auskunfte zu erteilen und Unterlagen 
vorzulegen, die diese zur Erfullung ihrer Aufgaben benatigt. Zustandige untere Bodenschutzbehêrde ist 
nach $ 16 Abs.3 BodSchAG LSA in der derzeit galtigen Fassung der Landkreis. 

Zu 2. Bei Vorhaben, bei denen auf einer Flêche von mehr als 3.000 Ouadratmetern Materialien auf oder in 
die durchwurzelbare Bodenschicht auf- oder eingebracht werden, Bodenmaterial aus dem Ober- oder 
Unterboden ausgehoben oder abgeschoben wird oder der Ober- und Unterboden dauerhaft oder 
vordbergehend vollstandig oder teilweise verdichtet wird, kann gemaf $ 4 Abs.5 BBodSchV die fr die 
Zulassung des Vorhabens zustêndige Behêrde im Benehmen mit der fur den Bodenschutz Zustêndigen 
Behêrde von dem nach $ 7 Satz 1 BBodSchG Pflichtigen die Beauftragung einer bodenkundlichen 
Baubegleitung nach DIN 19639 im Einzelfall verlangen. 

2.5 Naturschutz/ Forstbehêrde 

Die Stellungnahme zu den Belangen des Naturschutzes wird nachgereicht. 

3. Brand- und Katastrophenschutz 

31 Brandschutz 

Seitens des FD Brandschutz gibt es keine Hinweise bzw. Forderungen. 

8.2 Prifung Kampfmittel - $ 13 BauO-LSA* i.V.m KampfM-GAVO-* 

Die betreffende Flêche wurde anhand der im Moment vorliegenden Unterlagen (berprift. 
Erkenntnisse Gber eine Belastung der betreffenden Flache mit Kampfmitteln konnten anhand dieser 
Unterlagen nicht gewonnen werden. Eine weitere Prafung hinsichtlich einer mêglichen 
Kampfmittelbelastung wird somit far nicht erforderlich gehalten. 

Vorsorglich weise ich aber darauf hin, dass Kampfmittelfunde jeglicher Art niemals ganz ausgeschlossen 
werden kênnen. Die mir vorliegenden Belastungskarten befinden sich in standiger Aktualisierung. 
Sollten bei erdeingreifenden Mafinahmen Kampfmittel gefunden werden, ist umgehend die Leitstelle des 
Landkreises Anhalt-Bitterfeld, Tel.: 03493 513150, ber den Sachverhalt zu informieren. 

Die Mitarbeiter der Leitstelle werden dann die erforderlichen Mafinahmen einleiten. 
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d, Bauordnungsrecht/ Bauplanungsrecht 

Dem Landkreis lag kirzlich die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1/91 ,Thura Mark" im Rahmen der 
Beteiligung gemaf: $ 4 Abs. 2 BauGB zur Stellungnahme vor. Mit Datum vom 30.11.2023 ist die 5. Anderung 
des B-Plan Nr. 1/91 in Kraft getreten. 

Beide Planungen (B-Plan Nr. 1/91 und B-Plan Nr. 26) grenzen unmittelbar aneinander bzw. Oberlappen sich 
in Teilbereichen. 

In Bezug auf die Ausweisung der einzelnen Flêachen wurden z.T. voneinander abweichende Festsetzungen 
getroffen (Flurstack 835: in B-Plan Nr. 1/91 als 6ffentliche Grunflêche dargestellt - in B-Plan Nr. 26 als 
Regenruickhaltebecken ausgewiesen; nêrdliche Bereiche der Flurstiicke 837,838 und 839 - abweichende 
Strafsen- und Grinflachenausweisungen). 
Die unterschiedlichen Festsetzungen sind vor dem Hintergrund, dass die 5. Anderung des B-Planes Nr. 
1/91 erst kurzlich in Kraft getreten ist und nunmehr durch den B-Plan Nr. 26 (berplant wird, in der 
Begrindung zu erlautern. 

Aus bauordnungsrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken. 

5. Denkmalschutz 

Im Bereich des geplanten Vorhabens befinden sich gemaf $ 2 DenkmSchG LSA*archaologische 
Kulturdenkmale 4 ein ur- und frihgeschichtliches Graberfeld. 
Weitere archaologische Kulturdenkmale befinden sich im unmittelbaren Umfeld der geplanten Mafinahme 
4 darunter Siedlungen: Ur- und Frihgeschichte, Jungsteinzeit, Bronzezeit, vorrémische Eisenzeit, Mittel- 
alter, Grabhigel: Ur- und Fruhgeschichte; Kérperbestattungen: Jungsteinzeit, Bronzezeit, rémische Kaiser- 
Vêlkerwanderungszeit, Mittelalter, Befestigungen / Grabenwerke. 
Aus Sicht der archaologischen Denkmalpflege bestehen auch aufgrund der topographischen Situation und 
der naturraumlichen Gegebenheiten (Bodengualitët, Gewêssernetz, klimatische Bedingungen) sowie auf- 
grund analoger Gegebenheiten vergleichbarer Siedlungsregionen begrindete Anhaltspunkte (vgl. $ 14 Abs. 
2 DenkmSchG LSA), dass bei Bodeneingriffen bislang unbekannte Bodendenkmale entdeckt werden. Denn 
zahlreiche Beobachtungen haben innerhalb der letzten Jahre gezeigt, dass aus Luftbildbefunden, 
Lesefunden etc. nicht alle archaclogischen Kulturdenkmale bekannt sind und nicht bekannt sein kénnen; 
vielmehr werden diese oftmals erst bei invasiven Eingriffen erkannt. Immer wieder zeigt sich zudem, dass 
auch in teilweise bereits Uberpragten Bereichen in Abhêngigkeit von Flêchen- und Tiefenausdehnung 

friherer Eingriffe archaologische Funde und Befunde erhalten sind. 

O. g. Mafsnahme fUhrt zu erheblichen Eingriffen, Veranderungen und Beeintrachtigungen des 
Kulturdenkmales. GemaB $ 1 und $ 9 DenkmSchG LSA sind archaologische Kulturdenkmale im Sinne des 
DenkmsSchG LSA zu schitzen, zu erhalten und zu pflegen (substanzielle Primêrerhaltungspflicht). Hierbei 
erstreckt sich der Schutz auf die gesamte Substanz des Kulturdenkmales einschlie3lich seiner Umgebung, 
sowelt dies fr die Erhaltung, Wirkung, Erschlieiung und die wissenschaftliche Forschung von Bedeutung 
ist. 

Aufgrund der Siedlungsgeschichte der Region kênnen weitere Fundsituationen bzw. archaologische 
Ouellen nicht ausgeschlossen werden. Gemaf: $ 2 in Verb. mit $ 18 Abs. 1 DenkmSchG LSA entsteht ein 
Denkmal ipso iure und nicht durch einen Verwaltungsakt. 

Aus facharchaologischer Sicht kann dem Vorhaben dennoch, aber nur unter der Bedingung, Zugestimmt 
werden, dass begleitend zur Baumalsnahme entsprechend $ 14 Abs.9 eine fachgerechte archêologische 
Dokumentation nach den derzeitig gultigen Standards des LDA LSA durchgefdhrt wird (Sekundarerhaltung). 

Somit bedarf das o.g. Vorhaben einer denkmalrechtlichen Genehmigung nach $ 14 DenkmSchG 
LSA. Der diesbeziigliche Antrag ist rechtzeitig bei der Unteren Denkmalschutzbehêrde des 
Landkreises Anhalt-Bitterfeld (3-fach, per Post) einzureichen. Dabei sind mêglichst genaue Angaben 
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iber Art, Umfang und Dauer der geplanten Erdarbeiten zu machen (Lageplan mit Eingriffstiefen).. 
Ebenso sind die Gesamtinvestitionskosten des Vorhabens zu benennen. 

Hinweis: 

Die Dokumentation ist gem. $ 5 Abs. 2 DenkmSchG LSA durch das Landesamt far Denkmalpfiege und 
Archdologie Land Sachsen-Anhalt (LDA LSA, Denkmalfachamt) durchzuftihren. Die Ausfihrungen zur 
erforderlichen archêologischen Dokumentation (Gelêndearbeit mit Vor- und Nachbereitung, 
restauratorischer Sicherung, Inventarisierung) sind in Form einer schriftichen Vereinbarung zwischen 
Bauherr und LDA LSA abzustimmen. Dabei gilt fur die Kostentragungsptilicht entsprechend DenkmSckG 
das Verursacherprinzip; siehe auch Hinweise zu den Erl&uterungen und Verwaltungsvorschriften zum 
Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Bek. der SK vom 14.5.2021 4 63.57704 in MBI. LSA, 
329) zu $ 14 Abs. 9. Die Vereinbarung ist in Kopie der unteren Denkmalschutzbehêrde unverziglich nach 
Unterzeichnung, jedoch spêtestens mit der Baubeginnanzeige zu tiberreichen. Art, Dauer und Umfang der 
Dokumentation sind rechtzeitig mindestens 8 Wochen im Vorfeld der Mafinahme mit dem LDA verbindlich 
abzustimmen. 

Als Ansprechpartnerin fur Belange der arch&ologischen Bodendenkmalpfiege beim LDA LSA steht Ihnen 
Frau Dr. Paddenberg zur Verfigung, Tel: (0345/5247-496; Fax: (0345/5247-460: Email 
dpaddenberg@lda.stk.sachsen-anhalt. de. 

6. Kreisstrafen 

Der o.g. Bebauungsplan berihrt keine Interessen des Landkreises Anhalt-Bitterfeld als Baulasttrager der 
Kreisstrafsen. Seitens des Landkreises Anhal-Bitterfeld bestehen keine prinzipiellen Einwande gegen den 
aktuellen Bebauungsplan. 

7. Gesundheitswesen 

Fur das o.g. Vorhaben gibt es keine Einwênde. Eine umweltbezogene Betroffenheit der Bevêlkerung ist 
nicht zu erwarten. 

Mihfreundlichen Grafen 

  

amt! Fachdienstleiter 

Baublanung/ Denkmalschutz 

Anlage: gesetzliche Grundlagen 
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Gesetzliche Grundlagen 

BauGB - Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 6) geëndert worden ist 

LEntwG LSA - Landesentwickiungsgesetz Sachsen-Anhalt vom 23. April 2015 (GVBI. LSA S. 170), geëndert durch $ 2 des Gesetzes 
vom 30. Oktober 2017 (GVBI LSA $. 203) 

KrWG - Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. Februar 2012 (BGBL 1 S. 212), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. Marz 2023 
(BGBI. 2023 1 Nr. 56) geëndert worden ist 

Ersatzbaustof/V 4 Ersatzbaustoffverordnung vom 9. Juli 2021 (BGBI. IS. 2598), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2023 
(BGBI. 2023 | Nr. 186) geëndert worden ist 

GewAbfV - Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 (BGBI. 1 S. 896), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April 
2022 (BGBI. 1 S. 700) geëndert worden ist 

ALTAEV 4 Anzeige- und Erlaubnisverordnung vom 5. Dezember 2013 (BGBL IS. 4043), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 28. April 2022 (BGB. | S. 700) geandert worden ist 

AbIG LSA 4 Abfallgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (AbfG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 2010 (GVBI. 
LSA S. 44) Zuletzt geëndert durch 8 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2015 (GVBI. LSA S. 610) 

BBodSchG - Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. Marz 1998 (BGB. | $. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. 
Februar 2021 (BGBI. | S. 306) geëndert worden ist 

BodSchAG - Ausfuhrungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt Zum Bundes-Bodenschutzgesetz 
(Bodenschutz-Ausfihrungsgesetz Sachsen-Anhalt - BodSchAG LSA) vom 2. April 2002, letzte beriicksichtigte Anderung: $ 8 geandert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Dezember 2019 (GVBL. LSA S, 946) 

BBodSchV - Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 9. Juli 2021 (BGBI. | $. 2598, 2716) - ersetzt V 2129-32-1 v. 
12.7.1999 | 1554 (BBodSchV) 

BauO LSA - Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2013 
(GVBL LSA S. 440), zuletzt geëndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Marz 2023 (GVBEI. LSA S. 178) 

KampfM-GAVO - Gefahrenabwehrverordnung zur VerhGtung von Schêden durch Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 20. April 2015 

DenkmScnG - Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 21. Oktober 1991 (GVBI. LSA S. 368, 1992 S. 310), zuletzt 
geëndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2005 (GVBI LSA S. 769) 
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Der Landrat Landkreis 

     
Fachbereich: Bauordnung 

Landkreis Anhalt-Bitterfeld | 06359 Kêthen (Anhalt) 
ee Besucheradresse: O6749 Bifterfeld-Wolfen, OT Bitterfeld 

Rêhrenstrane 33 

Sprechzeiten: Montag Geschlossen 
. 

Dienstag 09:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 18:00 Uhr Gloria Sparfeld Mittwoch  Geschlossen 
, 

Donnerstag 08:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 17:00 Uhr Architekten und Ingenieure Praag HOED. 1ZO UR 
Halberstadter Str ae 12 sowie nach Vereinbarung 

Sprechzeiten der Montag 08:00 4 12:00 Uhr und 13:00 4 18:00 Uhr 061 12 Halle (Saale) 
Biirgeramter: Dienstag 08:00 4 12:00 Uhr und 13:00 4 18:00 Uhr 

Mittwoch O8:00 4 13-00 Uhr 

Donnerstag O08:00- 12:00 Uhr und 13:00 4 17:00 Uhr 

  

Freitag 07:00 4 13:00 Uhr 
sowie nach Vereinbarung 

Bearbeitet von: Frau Rêschke 

Telefon: 03493/ 341 621 

Fax 03493/ 341 5B9 
E-Mail": Kerstin. Roeschke@anhalt-bitterfeld de 
Zimmer: 227 

Datum und Zeichen Ihres Anschreibens Mein Zeichen (bei Antworten immer angeben) Datum 
Az.: 63-02521-2023-52 29.01.2024 

  Vorhaben Bebauungsplan Nr. 26 
<Neuregelung Verkehrsanbindung Jefnitzer Strae / B183" in Zorbig 
hier: Stellungnahme zum Vorentwurf 
  

  Grundstick Zérbig, Zêrbig, 4   
  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ergênzend zu meiner Stellungnahme vom 08.01.2024 erhalten Sie nachstehend die fachlichen Hinweise zu 
den Belangen des Naturschutzes: 

Die Stadt Zérbig beabsichtigt mit dem Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 26 "Neuregelung 
Verkehrsanbindung Jefsnitzer Straie / B183" in Zérbig die planungsrechtlichen Voraussetzungen far die 
Neuregelung und Neugestaltung des Verkehrsknotenpunktes zu schaffen. Das Plangebiet umfasst eine 
Flêache von 22.138 ms. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 Gberplant eine geringe Teilflache des stidlich 
angrenzenden Bebauungsplanes Nr. 1/91 Gewerbe- und Industriegebiet ,Thura Mark" mit Planungsstand 
der 5. Anderung der Stadt Zérbig. Diese Teilfl&che beinhaltet jedoch einen Grofteil der Mafinahmenflache 
P1 (Strauch-Baum-Hecke (HHB)) des Bebauungsplanes Nr. 1/91 Gewerbe- und INdustriegebiet ,Thura 
Mark", 

Ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag wurde erarbeitet, um eine Verletzung der Verbote gemaf $ 44 
BNatSchG* auszuschlieRen. 

Ein Umweltbericht sowie eine Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung wurden im Rahmen der 
Vorentwurfsunterlagen angefertigt. In der Gkologischen Bilanzierung wurde ein griinordnerischer 
Kompensationsbedarf von 17.864 Biotopwertpunkten errechnet. Im Ergebnis der Betrachtung wird 
deutlich, dass der Eingriff nicht vollstêndig im Geltungsbereich kompensiert werden kann. Daher missen 
externe Kompensationsfi&chen herangezogen werden. 

  
Hauptsitz: und Hausanschrift der Kreisverwaltung Bankverbindung: 
Am Flugplatz 1 IBAN: DE72 8005 3722 0302 0069 07 06366 Kêthen (Anhalt) BIC: NOLADE?1BTF 

Kreissparkasse Anhalt-Bitterfeld 
Internet: www.anhalt-bitterfeld.de 
E-Mail": post@anhalt-bitterfeld de 
<E-Mail-Adresse nur fr formlose Mitteilungen ahne elektrische Signatur 
TATAWAT ! " i = Seite 1 von 2   
  

EINGEGANGEN 

Anhalt-Bitterfeld mi FEB. 20% 

vy Sparfeld Architekten



Hinweise: 

In der vorliegenden Vorentwurfsplanung werden durch die Neugestaltung der Verkehrsfl&chen bereits umgesetzte Kompensationsmafinahmen des stdlich angrenzenden Bebauungsplanes Nr. 1/91 
Gewerbe- und Industriegebiet , Thura Mark (Mafnahmenflache P1) uberplant. 
Ebenfalls von den Baumafnahmen betroffen, sind die Gehêlzpflanzungen der 
Landesstrafenbaubehêrde Sachsen-Anhalt, die sich im Plangebiet an der B 183 sowie an der nordéstlichen Grenze des Bebauungsplanes Nr. 1/91 Gewerbe- und Industriegebiet , Thura Mark" befinden. Die vorhandenen Gehêlze sind in Bestandsermittlung und Bilanzierung zu bericksichtigen. 

2. Die extermen Kompensationsflëchen sind der unteren Naturschutzbehêrde vorab zur Abstimmung 
vorzulegen. 

3. Bei der Baufeldfreimachung ist zu beruicksichtigen, dass es geman $ 39 Abs. 5 Zif2 
BNatSchG verboten ist, BAume und andere Gehêlze in der Zeit vom 1. Marz bis zum 30. September abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen. 
Vorhandene Gehêélze mit einem Erhaltungsgebot sind wêhrend des Bauvorhabens gemaft DIN 18920 vor Beeintrêachtigung zu schuitzen. 
Gegebenenfalls unterliegt der Gehêlzbestand den Regelungen der Baumschutzsatzung der Stadt 
ZOrbig. 

4. Aufgezeigte naturschutz- und artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Minderungsmalinahmen sowie die Festsetzungen zur Grinordnung sind zu beachten. 

Aus naturschutz- und artenschutzfachlicher Sicht kann die vorliegende Vorentwurfsplanung des Bebauungsplanes auf Grund der o.g. noch beizubringenden Unterlagen nicht abschlieRend bewertet 
werden. 

Mit freundlichen Grufen 

im 

amt. 

Bau 

ftrag 

  

achdienstleiter 

lanung/ Denkmalschutz 

ee  BNatSchG- Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2008 (BGBI. 1 $. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vorm 8. Dezember 2022 (BGBI. IS. 2240) gedndert worden ist 
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Landesstraßenbaubehörde - Regionalbereich Ost 

Gropiusallee 1, 06846 Dessau-Roßlau 

Vorab als Mail an 

buero@architekt-sparfeld.de 

Gloria Sparfeld 

Architekten und Ingenieure 

Halberstädter Straße 12 

06112 Halle / Saale 

Bearbeitungs-Nr.: 12/150 D 23 

>Bebauungsplan Nr. 26 >Neuregelung Verkehrsanbindung Jeßnitzer 

Straße / B 183< in Zörbig 

hier: Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß 8 4 

Abs. 1 BauGB, 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be- 

lange gemäß 8 4 Abs. 1 BauGB wurden durch die Landesstraßenbaubehörde 

Link: 

lange.htmi bereitgestellten Unterlagen zur Kenntnis genommen und in Hinblick 

die per https://www.stadt-zoerbig.de/de/traeger-oeffentlicher-be- 
  

auf Berührungspunkte unseres Zuständigkeitsbereiches geprüft. 

Zunächst möchte ich mich für die Fristverlängerung bis zum 01.12.2023 bedan- 

ken. 

Der o.g. B-Plan tangiert die Bundesstraße B 183. Die Landesstraßenbaube- 

hörde ist entsprechend 8 5 FStrG Träger der Straßenbaulast. 

Wie unter Pkt. 1.1 der Begründung festgestellt wird, eine Teilfläche des B-Pla- 

nes Nr. 1/91 Gewerbe- und Industriegebiet ,Thura Mark< (5. Änderung) durch 

die Neuregelung der Verkehrsanbindung dargestellt im Bebauungsplan Nr. 26 

>Neuregelung Verkehrsanbindung JeRnitzer Straße / B 183° überlagernd über- 

plant. 

Die Stellungnahme zu o.g. Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 26 der Stadt 

Zörbig wurde fachübergreifend durch die Die Landesstraßenbaubehörde, Regi- 

onalbereich Ost, bearbeitet. 

Sachsen-Anhalt 
#moderndenken 

Landesstraßenbaubehörde 

Regionalbereich Ost 

Dessau-Roßlau, 30.11.2023 

Ihr Zeichen/Ihre Nachricht vom: 

19.10.2023 

Mein Zeichen/Meine Nachricht 

vom: 

02117T/21102/12-150-23-02 

29.11.2023 

Bearbeitet von: 

Frau Richter 

Katrin.Richter@ 

Isbb.sachsen-anhalt.de 

Hausruf: - 

Tel.: +49 340 6509-2212 

Fax: +49 340 6509-2100 

Landesstraßenbaubehörde 

Regionalbereich Ost 

Gropiusallee 1 

06846 Dessau-Roßlau 

E-Mail - Adresse 

poststelle.ost@ 

Isbb.sachsen-anhalt.de 

Hinweise zum Datenschutz unter 

https://Isbb.sachsen-an- 

halt.de/datenschutzerklaerung   
  

Landeshauptkasse 

Sachsen-Anhalt 

Deutsche Bundesbank 

Filiale Magdeburg 

IBAN: DE21810000000081001500 

BIC: MARKDEF1810
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Fachgruppe Umweltschutz und Landschaftspflege:   

Innerhalb der Flächen des B-Plan-Entwurfs Nr. 26 liegen folgende Kompensationsmaßnahmen, 

welche die Landesstraßenbaubehörde, Regionalbereich Ost, im Rahmen von Straßenbauvorhaben 

umgesetzt hat: 

. B 183 Ortsumgehung Sandersdorf 1. Teilabschnitt E 3 (Obstbäume, Staudenflur) 

. B 183 Ortsumgehung Sandersdorf 1. Teilabschnitt G 1 (Baumreihe) 

. B 183 Ortsumgehung Zörbig 2. Bauabschnitt E 6 (Einzelbäume, Hecken, Staudenflur) 

. B 183 Ortsumgehung Zörbig 2. Bauabschnitt G 8 (Baumreihe) 

Nähere Informationen zu den Kompensationsmaßnahmen liegen als Anlagen bei (Lagekarte, Maß- 

nahmenblätter aus den planfestgestellten Landschaftspflegerischen Begleitplänen). Die entspre- 

chenden GIS-Daten auf Grundlage unseres Komp.NET-Katasters mit Abgrenzung, Biotoptyp und 

Bezeichnung der Maßnahmen gehen Ihnen per Mail zu. GIS-Daten und Lagekarte beinhalten ledig- 

lich die Teile der Kompensationsmaßnahmen, die im Flächenumgriff des B-Plan-Entwurfs liegen. 

Die Landesstraßenbaubehörde ist für die Erhaltung der Kompensationsmaßnahmen so lange nach- 

weispflichtig, wie das zugehörige Straßenbauvorhaben existiert. Insofern ist die Beseitigung von 

Kompensationsmaßnahmen grundsätzlich abzulehnen. Eine Ausnahme kann nur gewährt werden, 

wenn der Vorhabenträger die beseitigte Maßnahme in gleichartiger Weise wiederherstellt sowie das 

Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederherstellt oder neugestaltet. Jede Änderung von Kompen- 

sationsmaßnahmen muss seitens des Vorhabenträgers deshalb vorab mit der Landesstraßenbau- 

behörde und der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt werden. Von Seiten der Naturschutzbe- 

hörde bedarf es dann einer Genehmigung. Die Landesstraßenbaubehörde, Regionalbereich Ost, 

ist Ihrerseits über die Genehmigung zu informieren, so dass eine lückenlose Dokumentation erfol- 

gen kann. 

Um auf den besonderen Stellenwert der Kompensationsmaßnahmen hinzuweisen, bitte ich Sie, 

unter Punkt 3.4 >Bestandssituation 4 Nutzung und Bebauung< darauf hinzuweisen, dass es sich bei 

den Grünflächen im B-Plan-Gebiet fast vollständig um Kompensationsmaßnahmen handelt und die 

Bezeichnungen der Maßnahmen aufzuführen. 

In Anlage 1 zum Umweltbericht (Lagekarte Biotoptypen) werden derzeit verschiedene Biotoptypen 

undifferenziert als Fläche dargestellt (zum Beispiel >URA / XQV Ruderalflur mehrjährig, Baumbe- 

stand<). Ich bitte Sie jedoch um eine differenzierte Darstellung von Bäumen, Ruderal-/Staudenflu- 

ren, Hecken etc. entsprechend der beigebrachten kartografischen Daten sowie die Darstellung der 

Maßnahmengrenzen. 

Fachgruppe Straßenplanung und -entwurf: 
  

Wie in der Begründung unter Punkt 5.1 Verkehrserschließung erläutert, soll mit der Neuregelung 

der Verkehrsführung der Verkehr des neuen Plangebietes - Erweiterung des Gewerbegebietes 

>Ihura Mark 2< - funktionsfähig und störungsfrei von der B 183 abgeleitet werden.
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Dazu wird eine Überprüfung der Leistungsfähigkeit bzw. des Ausbaustandards für den Knotenpunkt 

Jeßnitzer Straße / B 183 auf Grundlage einer aktuellen verkehrsplanerischen Untersuchung durch- 

geführt. Diese ist der Landesstraßenbaubehörde, Regionalbereich Ost, im Rahmen der weiteren 

Bauleitplanung zur Genehmigung vorzulegen. 

Eine künftige bauliche Erneuerung bzw. eine bauliche Änderung der vorhandenen Anbindung JeR- 

nitzer Straße an die Bundessstraße B 183 unter Berücksichtigung der übersehbaren Verkehrsent- 

wicklung kann nicht ausgeschlossen werden. 

Infolge dessen ist zur Baurechtsschaffung der o.g. Knotenpunkt in den Bebauungsplan aufzuneh- 

men. 

Weiterhin ist die im $ 9 FStrG festgelegte Anbau- und Beschränkungszone zu beachten. 

Da der Bebauungsplan Nr. 26 der Stadt Zörbig den Bereich der vorbenannten Kompensationsmaß- 

nahmen überlagert, sind die in der Begründung unter Punkt 4.3 Nebenanlagen benannten Neben- 

anlagen mit der Landesstraßenbaubehörde abzustimmen. 

Die Landesstraßenbaubehörde, Regionalbereich Ost, bittet um eine Überarbeitung bzw. um die Er- 

gänzung der Hinweise. 

Mit freundlichen Grüßen



Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
der Landesstraßenbaubehörde,

Regionalbereich Ost

Kompensationsmaßnahmen im
Flächenumgriff des geplanten
B-Plans Nr. 26 "Neuregelung
Verkehrsanbindung Jeßnitzer

Straße/B 183" der Stadt Zörbig

BearbeiterinDatum

Maßstab

Copyright

Geobasisdaten ©

GeoBasis-DE / LVermGeo

LSA, 2023/010809

Doreen Gunia28.11.2023

Bezeichnung Kompensationsmaßnahme

B 183 OU Sandersdorf 1. TA (E 3)

B 183 OU Sandersdorf 1. TA (G 1)

B 183 OU Zörbig 2. BA (E 6)

B 183 OU Zörbig 2. BA (G 8)

Biotoptyp

Einzelbaum/Baumreihe/Allee

flächige Gehölzpflanzung

Sukzessionsfläche, ungelenkt

Diese Karte der Kompensationsmaßnahmen wird von der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt unter der Datenlizenz Deutschland Namensnennung 2.0 (https://

www.govdata.de/dl-de/by-2-0) zur Nutzung bereitgestellt. Als Quellenangabe ist die Angabe: Komp.NET©lsbb.sachsen-anhalt.2022 anzugeben.











Projektbezeichnung

LBP-Maßnahmenblatt

Maßnahme-Nr.

(V=Vermeidungs-, S=Schutz-, A=Ausgleichs-, E=Ersatz-,
G=Gestaltungsmaßnahme)

Konflikt-Nr.

Maßnahme

Vorgesehene Regelung

Lage der Maßnahme / Bau-km

Beschreibung:

Zielsetzung:

Beschreibung:

Eingriffsumfang:

Hinweise für die Unterhaltungspflege:

Zeitpunkt der Durchführung der Maßnahme:

Flächengröße:

Ausgleich/Ersatz in Verbindung mit Maßnahme(n):

Fläche der öffentlichen Hand:

Fläche Dritter:

Grunderwerb:

Nutzungsänderung / -beschränkung:

Künftiger Eigentümer:

Künftige Unterhaltung:

Folgetext auf Beiblatt...

Folgetext auf Beiblatt...

Folgetext auf Beiblatt...

Folgetext auf Beiblatt...

OU Zörbig / 2. Bauabschnitt G008
G 8 Baumreihe

· Verlust der natürlichen Bodenfunktlon auf insgesamt ca. 7.270 m2 (unter Berücksichtigung der Überbauung bereits
versiegelter Flächen), erhebliche Beeinträchtigung des Bodens im Bereich der geplanten Bankett-und Böschungflachen
auf insgesamt etwa . 2.485m² bzw. ca. 5.080m² (unter Berücksichtigung der Nutzung bereits versiegelter bzw. erheblich
in ihrer Funktion beeinträchtigter Flächen),
· Führung der Straße durch die Trinkwasserschutzzone 3 der Wassergewinnungsanlage der Filmfabrik Wolfen - Standort
Zschepkau

0,0000 ha; 0,00 Stück; 0,00 m

Einbindung der Straße in die Landschaft
Visuelle Führung

Pflanzung straßenbegleitender Bäume (Hainbuche, Schwed. Mehlbeere) entlang B 183 und K 2055 außerhalb er Bankette gemäß
Darstellung in Unterlage 12.2.
Regelabstand zum Fahrbahnrand 4,0 m.
Durchfuhrung in der der Beendigung der Erdarbeiten im Bereich der Straßenböschung folgenden Pflanzperiode

nach Abschluß der Straßenbauarbeiten

0,5638 ha

0,0000 ha

0,0000 ha

0,0000 ha

0,0000 ha

bisheriger

bisheriger



Projektbezeichnung

LBP-Maßnahmenblatt
Beiblatt 1

Maßnahme-Nr.

(V=Vermeidungs-, S=Schutz-, A=Ausgleichs-, E=Ersatz-,
G=Gestaltungsmaßnahme)

OU Zörbig / 2. Bauabschnitt G008
G 8 Baumreihe

Konfliktbeschreibung:

· Potentielle Gefährdung des Trinkwassers durch straßenverkehrsbedingte lmmissionen; Insbesondere bei Unfällen,
· Veränderung des Landschaftsbildes durch Straßenneubau in bisher landwirtschaftlich genutztem Gebiet.



 

 

 

Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt 
An der Fliederwegkaserne 13 ÷ 06130 Halle (Saale) 

 
 

An der Fliederwegkaserne 13 
06130 Halle (Saale) 

Telefon (0345) 13197 - 0 
Telefax (0345) 13197 - 190 

www.lagb.sachsen-anhalt.de 
poststelle.lagb@sachsen-anhalt.de  

Landeshauptkasse Sachsen-Anhalt 
Deutsche Bundesbank 
IBAN DE 21 8100 0000 00 8100 1500 
BIC   MARKDEF1810 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Vorentwurf - Bebauungsplan Nr. 26 >Neuregelung Verkehrsanbindung 
Jeßnitzer Straße / B 183< in Zörbig 
Ihr Zeichen:  

 

Sehr geehrte Frau Woitschach, 

 

mit Schreiben vom 18.10.2023 baten Sie das Landesamt für Geologie und 

Bergwesen Sachsen-Anhalt (LAGB) bezüglich des Vorentwurfs des oben 

genannten Bebauungsplans um eine Stellungnahme. 

 

Durch die zuständigen Fachdezernate der Bereiche Bergbau und Geologie 

des LAGB erfolgten Prüfungen zu Ihrer Anfrage, um Sie auf mögliche berg-

bauliche / geologische Beeinträchtigungen hinweisen zu können. 

 

Aus den Bereichen Bergbau und Geologie kann Ihnen Folgendes mitgeteilt 

werden: 

 

Bergbau 

 

Belange, die das LAGB, Abteilung Bergbau zu vertreten hat, stehen dem o.g. 

Vorhaben (B-Plan Nr. 26) nicht entgegen.  

Bergbauliche Arbeiten oder Planungen, die den Maßgaben des Bundesberg-

gesetzes unterliegen, werden durch das Vorhaben/ die Planung nicht be-

rührt. 

 

Hinweise auf mögliche Beeinträchtigungen durch umgegangenen 

10.11.2023 

32-34290-950/1/28177/2023 

 

Tim Kirchhoff 

Durchwahl +49 345 13197-438 

stellungnahmen.lagb@sachsen-

anhalt.de 

 

Gloria Sparfeld  
Architekten und Ingenieure  
Halberstädter Strasse 12  
06112 Halle / Saale 
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Altbergbau liegen dem LAGB für den Planbereich nicht vor. 

 

Das LAGB, Abteilung Bergbau, plant oder unterhält im angegebenen Planungsbereich keine ei-

genen Anlagen oder Leitungen. 

 

Stefan Thurm (Tel.: 0345 131497-275) 

 

Geologie 

 

Ingenieurgeologie 

 

Vom tieferen geologischen Untergrund ausgehende, durch natürliche Subrosionsprozesse be-

dingte Beeinträchtigungen der Geländeoberfläche (bspw. Erdfälle) sind dem LAGB im zu betrach-

tenden Vorhabenbereich nicht bekannt und auch nicht zu erwarten. 

 

Entsprechend der uns vorliegenden Unterlagen und Karten gibt es zum Schichtaufbau des ober-

flächennahen Baugrundes im Bereich des Vorhabens keine Bedenken oder besonderen Hinweise.  

 

Im Vorfeld der Errichtung von Neubebauung wird empfohlen, eine standortbezogene Baugrund-

untersuchung nach DIN 4020 bzw. DIN EN 1997-2 durchführen zu lassen, so dass die Gründung 

den Begebenheiten angepasst werden kann. 

 

Nadine Sänger (Tel.: 0345 131497-354) 

 

Hydrogeologie 

 

Bezüglich des Vorhabens gibt es beim gegenwärtigen Kenntnisstand aus hydrogeologischer Sicht 

keine Bedenken.  

 

Nach den hier vorhandenen Daten ist Grundwasser erst in Tiefen größer als fünf Meter unter Flur 

zu erwarten. Nach GK 25 sind im Baugebiet Sande und Geschiebemergel der Drenthe-Kaltzeit 

unter Lössbildungen zu erwarten.  

 

Die Erkundung eines geeigneten Standortes für das geplante Versickerungsbecken (bauwerks-

fern) wird empfohlen. Dabei sollte die Eignung des Untergrundes zur Versickerungsfähigkeit des 

Untergrundes unter Beachtung des DWA-Regelwerkes A138 standortkonkret nachgewiesen wer-

den.  
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Sofern bereits Bohrungen für den Planungsbereich vorliegen oder im Vorfeld der geplanten Maß-

nahme Bohrungen geteuft werden, sind die Schichtenverzeichnisse sowie die geologischen und 

hydrogeologischen Erkundungsergebnisse dem LAGB zu übergeben (Geologiedatengesetz vom 

19.06.2020). Die Dokumentation der Bohr- und Ausbauarbeiten gemäß DIN 4943 ist spätestens 4 

Wochen nach Abschluss der Arbeiten zu übermitteln. Dafür steht Ihnen auch das Portal des LAGB 

unter: http://www.geodaten.lagb.sachsen-anhalt.de/wilma.aspx zur Verfügung. 

 

Dr. Peter Balaske (Tel.: 0345 13197-351) 

 

 

Hinweis  
Diese Stellungnahme wird aufgrund der elektronischen Vorgangsbearbeitung im LAGB aus-

schließlich in digitaler Form versendet. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Kirchhoff 

 

 



F
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Sparfeld Architekter 
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Landesamt fir Denkmalpflege und Archêologie Sachsen-Anhalt 

LANDESMUSEUM FOR VORGESCHICHTE 

Vandesamt [ie Denkimalpd lege und Arehiolagie Sarhsen Aahalt * Hielvard Wagner Str, g - D ob 4 Halle 

Dr. Dietlind Paddenberg 
Gloria Sparfeld 

Architekten und Ingenieure 

Halberstadter Strafje 12 

06112 Halle (Saale) 

Email 

dpaddenberg(@lda.stk.sachsen-anhalt de 

Archdologische Stellungnahme gemift $ 4 Abs. 1 BauGB: 

hier: Bebauungsplan Nr. 26 

sNeuregelung Verkehrsanbindung Jefnitzer Strafie / B183< in Zérbig 

Ihr Schreiben vom: 18.10.2023 Ihr Zeichen: - 

Sehr geehrter Frau Woitschach, 

Zu oben genanntem Vorhaben erhalten Sie aus Sicht des Landesamtes far Denk- 

malpflege und Archéologie (LDA) folgende fachliche Stellungnahme zu archaologi- 

schen Belangen: 

Im Bereich des geplanten Vorhabens befinden sich gemaft $ 2 DenkmSchG LSA 

archêologische Kulturdenkmale (ein ur- und frihgeschichtliches Graberfeld). 

Weitere archêologische Kulturdenkmale befinden sich im unmittelbaren Umfeld 

der geplanten Mafinahme (darunter Siedlungen: Ur- und Frihgeschichte, Jung- 

steinzeil, Bronzezeit, vorrémische Eisenzeit, Mittelalter: Grabhugel: Ur- und 

Frihgeschichte; Kêrperbestattungen: Jungsteinzeit, Bronzezeit, r6mische 

Kaiser-Volkerwanderungszeit, Mittelalter, Befestigungen / Grabenwerke). zur 

Ausdehnung vgl. Anlage. 

Das Vorhaben liegt innerhalb des sogenannten Altsiedellandes in Sachsen- 

Anhalt, das - insbesondere aufgrund seiner auRergewêhnlich fruchtbaren Béden 

4 seit der frihesten Sesshaftwerdung der Menschheit in der Jungsteinzeit vor 

ca. 7.600 Jahren besiedelt worden ist. Das durchgehende Auftreten von Fund- 

stellen seit der jngeren Steinzeit (ber Bronze- und vorrémische Eisenzeit sowie 

rémische Kaiser-/Vêlkerwanderungszeit bis hin zu Mittelalter und Neuzeit lasst 

darauf schliefen, dass der Betrachtungsraum durch die gesamte Vorgeschichte 

hinweg bevorzugtes Siedlungsgebiet war und sich dies auch in der Frihge- 

schichte fortsetzte. Die direkt im Vorhabensgebiet gelegenen vor- und frihge- 

schichtlichen Grabanlagen sind nicht isoliert zu betrachten, sondern als Bestand- 

teil einer bewusst gegliederten Kulturlandschaft. Die seit der jungeren Steinzeit 

Referentin Bodendenkmalpflege 

Halle (Saale) 

Tel. o345/5247-496 
Fax 0345/5247-460 

salf 

# EE 

06. November 2023 

Ihr Zeichen 

Unser Zeichen 

23-20528-43.2/Pa E 

Postanschrift 

Landesamt fiir Denkmalpflege 
und Archiologie Sachsen-Anhati - 

Landesmuseum fiir Vorgeschichte 

Richard-Wagner-Str. g 

O6114 Halle (Saale) 

Landeshauptkasse Sachsen-Anhalt 

Sitz Dessau 

IBAN: DE21 8100 6000 OOB1 oo15 Oo 

BIC: MARKDEF1810 

Bundesbankfiliale Magdeburg



belegbare Siedlungs- und teilweise auch Bestattungskontinuitêt innerhalb der 

hier betrachteten Mikroregion verweist auf die hohe Integritêt der Fundplêtze im 

Betrachtungsraum, deren wissenschaftlich-gesellschaftlicher Wert somit als 

hoch einzustufen ist. Die Dokumentation der Bestandteile derartig kleinrêaumiger, 

kohêrenter und dicht besiedelter Siedlungskammern ermêglicht erst den direkten 

Chronologischen und chorologischen Vergleich der Befunde, wodurch schlieflich 

weiterfdhrende siedlungsarchaologische und letztlich gesellschaftspolitische 

Auswertungen mêglich werden; das 6ffentliche Interesse ist gegeben. 

Hinsichtlich der wahrscheinlich bronzezeitlichen Grabhigel unmittelbar sidêst- 

lich des Vorhabensbereichs bleibt zu bemerken, dass diese generell sowohl als 

bis heute im digitalen Gelandemodell erkennbarer Grabhugel als auch als Kreis- 

graben, d. h. als nur mehr unterirdisch erhaltenes Bodendenkmal (wie hier), vor- 

kommen. Da diese Befundgattung in aller Regel in Gruppen angelegt wurde, ist 

damit zu rechnen, dass im Betrachtungsraum weitere Kreisgrêben als Reste ehe- 

maliger Grabhugel erhalten sind, die bislang noch nicht erkannt wurden. Auch 

wenn das Aufgehende bei diesen Kulturdenkmalen heute nicht mehr dokumen- 

tiert werden kann, ist damit zu rechnen, dass die eigentliche zentrale Grablege 

4 inklusive der Nachbestatftungen in den Randbereichen 4 noch erhalten ist, da 

diese regelhaft unter dem Bodenniveau eingetieft wurden. Spatbronze- bis frih- 

eisenzeitliche Brandbestattungsplêtze sind vielfach um Grabhagel herum ange- 

legt und kênnen nach den Ausgrabungsergebnissen der letzten Jahrzehnte Hun- 

derte Einzelgrablegen umfassen und grofflêchige Ausdehnungen einnehmen. 

Erstmals urkundlich erwêhnt wird Zêrbig am 29. Juli 961 in einer Schenkungsur- 

kunde von Kênig Otto |. an das Mauritius-Kloster Magdeburg als ,Civitas Zurbici". 

Damals war die Siedlung schon der Mittelpunkt eines Burgwards. Abgesehen 

hiervon ist die Forschung 4 gerade im lêandlichen Raum wie hier 4 aufgrund des 

Mangels und der Tendenzhaftigkeit der Schriftguellen jedoch auch fur die ver- 

meintlich historischen Zeiten des Mittelalters und der frihen Neuzeit nahezu aus- 

schliefslich auf archêologische Bodenfunde angewiesen, deren insbesondere re- 

gionalhistorische Relevanz somit als hoch bezeichnet werden muss. Es ist 

sicherlich davon auszugehen, dass der Burgward in ein infrastrukturelles Umfeld 

(Siedlungs- und ggf. vorgelagerte Handwerksareale, Bestattungsplatze, Produk- 

tionsanlagen, Ackerfluren und Altwege, etc.) eingebunden war, das sich wahr- 

scheinlich auch bis in den Vorhabensbereich erstreckt hat. 

Aus Sicht der archaologischen Denkmalpfiege bestehen somit aufgrund der 

topographischen Situation und der naturraumlichen Gegebenheiten (Boden- 

gualitêt, Gewêssernetz, klimatische Bedingungen) sowie aufgrund analoger 

Gegebenheiten vergleichbarer Siedlungsregionen begrindete Anhaltspunkte 

(vgl. $ 14 (2) DenkmSchG LSA), dass bei Bodeneingriffen bislang unbekannte 

Bodendenkmale entdeckt werden. Denn zahlreiche Beobachtungen haben 

innerhalb der letzten Jahre gezeigt, dass uns aus Luftbildbefunden, Lesefunden 

etc. nicht alle archêologischen Kulturdenkmale bekannt sind und nicht bekannt 

sein kênnen; vielmehr werden diese oftmals erst bei invasiven Eingriffen erkannt. 

Immer wieder zeigt sich zudem, dass auch in teilweise bereits Uberprêgten 
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Bereichen in Abhangigkeit von Flêchen- und Tiefenausdehnung fruherer Eingrif- 

fe archaologische Funde und Befunde erhalten sind. 

O. g. Mafinahme fuhrt zu erheblichen Eingriffen, Veranderungen und Beein- 

tachtigungen des Kulturdenkmales. GemafR $ 1 und $ 9 DenkmSchG LSA sind 

archêologische Kulturdenkmale im Sinne des DenkmSchG LSA zu schutzen, zu 

erhalten und zu pflegen (substanzielle Primarerhaltungspflicht). Hierbei erstreckt 

sich der Schutz auf die gesamte Substanz des Kulturdenkmales einschliefslich 

seiner Umgebung, soweit dies far die Erhaltung, Wirkung, Erschlieung und die 

wissenschaftliche Forschung von Bedeutung ist. 

Aus facharchiologischer Sicht kann dem Vorhaben dennoch, aber nur 

unter der Bedingung, zugestimmt werden, dass begleitend zur Baumaf- 

nahme entsprechend $ 14 (9) eine fachgerechte archêologische Dokumen- 

tation nach den derzeitig giltigen Standards des LDA LSA durchgefihrt 

wird (Sekundarerhaltung). 

Bitte betrachten Sie dieses Schreiben als Information, nicht als verwal- 

tungsrechtlichen Bescheid. Ein Antrag auf denkmalschutzrechtliche Ge- 

nehmigung ist bei der zustêndigen Denkmalschutzbehêrde einzureichen. 

Als Ansprechpartnerin far Belange der archéologischen Bodendenkmalpflege 

steht Ihnen Frau Dr. Paddenberg zur Verftigung, Tel: 0345/5247-496: Fax: 

0345/5247-460; Email: dpaddenberg@lda.stk.sachsen-anhalt.de. 

Mit freundlichen Grufien 

imAuftrag 

Dr. Paddenberg 

Anlage: - Kartierung der archêologischen Kulturdenkmale (Stand: November 2023) 

Verteiler: - UDSchB Lkr. Anhalt-Bitterfeld 

-Z.dA 
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Amt fur Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Anhalt 

Postfach 1622 06814 Dessau-Rofslau 

Gloria Sparfeld 
Architekten und Ingenieure 

Halberstêdter Str. 12 
06112 Halle (Saale) 

Stadt Zêrbig 
Bebauungsplan Nr. 26 ,Neuregelung Verkehrsanbindung Jefnitzer Strafie / 

B 183< - Vorentwurf 
hier: Stellungnahme des Amtes fir Landwirtschaft, Flurneuordnung und 

Forsten (ALFF) Anhalt als Triger ffentlicher Belange gemaf $ 4 

BauGB 

C]Wahrzunehmende Belange (Agrarstruktur, Flurneuordnung, Bodenordnung im 

Zusammenhang mit Mafinahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur und 

Landwirtschaft, Bodenschutz - landwirtschaftliche Bodennutzung, Dorfermneue- 

rung, lêndlicher Raum) werden nicht berihrt. 

CIJEine weitere Beteiligung im Aufstellungsverfahren eribrigt sich, auch wenn 

die Planung inhaltlich geëndert wird. 

PAJEine weitere Beteiligung im Aufstellungsverfahren ist erforderlich. 

DA Fachliche Stellungnahme: 

In der Sitzung am 23.08.2023 hat der Stadtrat der Stadt Zêrbig die Aufstellung 

des o.g. Bebauungsplanes (B-Plan) beschlossen. 

Damit sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Verbesserung 

des verkehrstechnischen Anschlusses an das vorhandene Gewerbegebiet ,Thu- 

ra Mark" und damit auch fur dessen Erweiterung geschaffen werden. 

Der raumliche Geltungsbereich des Plangebietes am 6stlichen Ortsrand von 

Zérbig und stidlich der B 183 umfasst eine Gréfie von ca. 2,2 ha. Er besteht aus 

den Flurstiicken 821, 835 und Teilflurstiicken 820, 834,59/3, 59/4, 836- 839. 

Im Plangebiet soll eine Flêche far Gewerbegebiete (GE) festgesetzt werden. 

SACHSEN-ANHALT 

Amt fur Landwirtschaft, 

Flurneuordnung 

und Forsten 

Anhalt 

Dessau-Rofslau, 15.11.2023 

Ihr Zeichen / Ihre Nachricht 

vom: Cathleen Woitschach / 

18.10.2023 

Mein Zeichen: R 5 / 33-23 

Bearbeitet von: Herrn Petzoldt 

Tel: 0340 6506-608 

E-Mail: 

thomas.petzoldt@alff. 

mule.sachsen-anhalt. de 

E-Mail-Adresse nur fur 
formlose Mitteilungen 
ohne elektronische Signatur 

Hinweise zum Datenschutz: 

www.Isaurl.de/alffanhaltdsgvo 

Kihnauer Str. 161 

06846 Dessau-Rofslau 

Tel.: 0340 6506-0 
Fax: 0340 6506-601 
E-Mail: poststelleDE@alff. 
mule.sachsen-anhalt. de 

Landeshauptkasse 
Sachsen-Anhalt 

Deutsche Bundesbank 

Filiale Magdeburg 

BLZ 810 000 00. 
Konto-Nr. 810 015 00
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Fir einen Teil des B-Planes bestent bereits Baurecht im Rahmen der 5. Anderung des B-Planes 

Nr. 1/91 ,Gewerbe- und Industriegebiet Thura Mark", wie aus Abbildung 1 ersichtlich ist. 

  

  

   
    

     

  

D 

EE ER as 
Bebatungspan Nr. st 
mm m sa EE 

    

4 

: | 
) ! ! I 1.   

Abb. 1: Plangebiet (schwarz umrandet) davon bereits Baurecht durch B-Plan 1/91 - 
unterhalb der braunen Linie (Ouelle: Planuterlagen) 

Mit der geplanten Erweiterung durch den vorliegenden B-Plan werden laut Biotop- und Nutzungs- 

typenkartierung des Landes Sachsen-Anhalt bisher als Strafie/Weg, Gehêlz, Gruinanlage und 

Landwirtschaft (ca. 0,05 ha) festgesetzte Flêachen iiberplant. 

Die innerhalb der blauen Schraffierung mit grain hinterlegten Flêchen in Abbildung 2a (Flurstacke 

821 und 820 teilweise) sind bereits Kompensationsflê&chen eines anderen Planverfahrens und sol- 

len laut Nr. 2.3.3 des vorliegenden Umweltberichts von der geplanten Verkehrsanbindung nicht 

beriihrt werden. Somit wirde auch die im Flurstiick 820 noch vorhandene Ackerfléche innerhalb 

des Plangebietes (orange eingekreist in Abbildungen 2a und 2b) erhalten bleiben. 

  

Abb. 2a: Plangebiet - blau schraffiert 
davon bereits Baurecht - rot hinterlegt 

Kompensationsmafinahmen - griin gefallt 

Landwirtschaftsflêche - gelb/rot umrandet 
betroffene Landwirtschaftsflache innerhalb des Plangebietes - 
orange umrandet (wie Abb. 2b)
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Abb. 2b: Auszug Plangebiet - blau schraffiert 
Landwirtschaftsflêache - rot umrandet 
(Ouellen: GIS-Auskunftssystem LSA) 

Die Stadt Zêrbig verfGgt aber einen rechtswirksamen Flêchennutzungsplan von 2023, in dem das 

Plangebiet als Standort fur Industrie und Gewerbe ausgewiesen wird. 

Die im vorliegenden Umweltbericht enthaltene Eingriffs-/Ausgleichsbilanz weist ein Kompensati- 

onsdefizit von 17.864 Wertepunkten aus. Das soll mit externen Ausgleichsmafsnahmen kompen- 

siert werden, die im Zuge der Erstellung der Entwurfsunterlagen noch zu erarbeiten sind. 

Nach Prifung der vorliegenden Planungsunterlagen nimmt das ALFF Anhalt aus éffentlich land- 

wirtschaftlicher Sicht wie folat Stelluna: 

Sofern die im Flurstiick 820 enthaltene Ackerflêache (Abb. 2a und 2b) erhalten bleibt, bestehen 

gegen das geplante Vorhaben keine Bedenken. 

Da nach $ 15 LwG LSA landwirtschaftlicn genutzter Boden nur in begriindeten Ausnahmefëllen 

der Nutzung entzogen oder in der landwirtschaftlichen Nutzung beschrênkt werden darf, wird an- 

geraten, die 6stliche Grenze des Plangebietes im Bereich des Flursticks 820 an die tatsêchlichen 

Gegebenheiten der vorhandenen Kompensationsmafsinahme (Abb. 2a) anzupassen und entspre- 

chend zu verkleinern. 

Zum Ausgleich des Eingriffs im Plangebiet sind externe Kompensationsmafinahmen erforderlich. 

Deshalb wird vorsorglich auf folgendes hingewiesen: 

Bereits bei der Planung von externen Kompensationsmafnahmen ist darauf zu achten, dass die- 

se nicht auf Landwirtschaftsflachen erfolgen. Dazu wird auf $ 15 Abs. 3 BNatSchG in Verbindung 

mit $ 15 LwG LSA verwiesen. 

Gleichzeitig ist 87 Abs. 1 Nr. 1 NatSchG LSA zu beachten, wobei bei der Auswahl und Durchfdh- 

rung von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen solche vorrangig zu wêhlen sind, die keine zusatzli- 

chen land- und forstwirtschaftlich genutzten Flêchen in Anspruch nehmen. 

Nach $15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG missen Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen nicht vor Ort, 

sondern kênnen im betroffenen Naturraum erfolgen. Jedoch muss auch hier darauf geachtet wer- 

den, dass diese nicht auf Landwirtschaftsflêachen umgesetzt werden. 

Flurmeuordnungsverfahren nach Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) und/oder Flurbe- 

reinigungsgesetz (FlurbG) sind gegenwêrtig nicht betroffen. 

Antr&ge zum lêndlichen Wegebau aufterhalb von BOV, die dem Lêndlichen Wegekonzept Sach- 

sen-Anhalt zu Grunde liegen, sind weder anhêngig noch geplant.
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Ferner gibt es aus der Sicht des Programms (ber die Gewahrung von Zuwendungen zur Fêrde- 

rung der regionalen Entwicklung in Sachsen-Anhalt (RELE) keine Einwênde. 

Im Auftrag 

O, 
tzer


